
RE\510611DE.doc PE 337.877

DE DE

EUROPÄISCHES PARLAMENT
1999 2004

Plenarsitzungsdokument

21. Oktober 2003 B5-0443/2003

ENTSCHLIESSUNGSANTRAG
eingereicht im Anschluss an die Erklärungen des Rates und der Kommission

gemäß Artikel 37 Absatz 2 der Geschäftsordnung

von Ole Andreasen

im Namen der ELDR-Fraktion

zu der Initiative im Rahmen der Vereinten Nationen für ein weltweites 
Moratorium für die Todesstrafe















PE 337.877 2/3 RE\510611DE.doc

DE

B5-0443/03

Entschließung des Europäischen Parlaments zu der Initiative im Rahmen der Vereinten 
Nationen für ein weltweites Moratorium für die Todesstrafe

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf seine früheren Entschließungen zur Todesstrafe in der Welt und 
insbesondere seine Entschließung vom 5. Juli 2001,

– unter Hinweis auf die anlässlich der 61. Tagung der UN-Menschenrechtskommission am 
24. April 2003 verabschiedete Resolution 2003/67,

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Europäischen Kommission vom 8. Mai 2001 
betreffend die Rolle der Europäischen Union bei der Förderung der Menschenrechte und 
der Demokratisierung, worin die Abschaffung der Todesstrafe als eine der thematischen 
Prioritäten für eine Unterstützung im Rahmen der Europäischen Initiative für Demokratie 
und Menschenrechte (EIDHR) genannt wird,

– unter Hinweis auf die vom Rat am 6. Juni 1998 beschlossenen Leitlinien für die Politik 
der Europäischen Union gegenüber Drittländern hinsichtlich der Todesstrafe,

– unter Hinweis auf Artikel 2 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union,

A. in der Erwägung, dass die italienische Präsidentschaft der Europäischen Union am 
13. Oktober 2003 erklärt hat, sie werde sich weiterhin dafür einsetzen, dass der 
notwendige Konsens erreicht werde, um den Vereinten Nationen einen Vorschlag für eine 
Resolution vorzulegen, in dem ein Moratorium für die Todesstrafe gefordert werde,

B. in der Erwägung, dass die UN-Menschenrechtskommission weitere regionale Initiativen 
befürwortet, die auf die Einführung eines Moratoriums hinsichtlich der Vollstreckung der 
Todesstrafe und die Abschaffung der Todesstrafe abzielen,

C. in der Erwägung, dass den neuesten Informationen von Amnesty International zufolge 112 
Länder die Todesstrafe im Recht oder in der Praxis abgeschafft haben und 83 andere 
Länder an ihr festhalten bzw. sie vollstrecken,

1. verurteilt entschieden die in 83 Ländern weiterhin praktizierte Verhängung der 
Todesstrafe;

2. fordert alle Staaten, die die Todesstrafe noch aufrechterhalten, auf, sie vollständig 
abzuschaffen sowie in der Zwischenzeit ein Moratorium für ihre Vollstreckung 
einzuführen;

3. fordert die italienische Präsidentschaft des Rates mit Unterstützung aller 25 EU-Länder 
dringend auf, in der UN-Generalversammlung erneut eine Resolution im Hinblick auf ein 
weltweites Moratorium bezüglich der Vollstreckung der Todesstrafe sowie im Hinblick 
auf die Abschaffung der Todesstrafe zu unterbreiten und diesmal auch zur Abstimmung 
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zu bringen sowie alle im Hinblick auf ihre Verabschiedung erforderlichen Schritte zu 
unternehmen;

4. fordert die Kommission und den Rat auf, die Posten im EU-Haushalt für die Förderung 
von Demokratie und Menschenrechten umfassend zu nutzen und dabei jegliche 
Gemeinschaftsinitiative als prioritär und dringlich zu betrachten, die darauf abzielt, ein 
Moratorium für die Todesstrafe bzw. deren Abschaffung zu erreichen, und allen 
nichtstaatlichen Organisationen, die sich für dieses Ziel einsetzen, praktische 
Unterstützung zu leisten;

5. fordert die Kommission auf, ihm regelmäßige Berichte über die Umsetzung aller bisher 
angenommenen Entschließungen zu liefern;

6. fordert den Rat und die Kommission auf, die Abschaffung der Todesstrafe und ein 
weltweites Moratorium für deren Vollstreckung als ein wesentliches Element der 
Beziehungen zwischen der Europäischen Union und Drittländern zu betrachten und diese 
Frage beim Abschluss oder bei der Erneuerung von Abkommen mit Drittländern zu 
berücksichtigen;

7.. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat, der Kommission, dem UN-
Generalsekretär und dem Vorsitzenden der UN-Menschenrechtskommission zu 
übermitteln.


